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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT  

Stadtbürgerschaft 

21. Wahlperiode 

Drucksache 21/858 S 
(zu Drs. 21/815 S) 

07.07.2026 

Mitteilung des Senats vom 7. Juli 2026 

Regulierung des Mietwagengewerbes in Bremen 

Die Fraktion Die Linke hat unter Drucksache 21/815 S eine Kleine Anfrage 
zu obigem Thema an den Senat gerichtet. 

Der Senat beantwortet die vorgenannte Kleine Anfrage wie folgt: 

Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung ist 
Genehmigungsbehörde für den Taxen- und Mietwagenverkehr in der 
Stadtgemeinde Bremen. Die Genehmigungen für Taxen und Mietwagen in 
der Stadtgemeinde Bremerhaven werden vom Magistrat der Stadt 
Bremerhaven erteilt. Soweit in den nachfolgenden Fragen von „Bremen“ die 
Rede ist, beziehen sich die Antworten auf die Stadtgemeinde Bremen. 

1. Welche Bedeutung misst der Senat dem Taxigewerbe als Teil des 
öffentlichen Personennahverkehrs und der öffentlichen 
Daseinsvorsorge in Bremen bei? 

Das Taxigewerbe wird als essenzieller Teil des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) und der Daseinsvorsorge angesehen. 

2. Wie viele Taxikonzessionen sind in Bremen aktuell ausgestellt und wie 
hat sich diese Zahl in den vergangenen fünf Jahren entwickelt? (Bitte 
getrennt nach Jahren aufschlüsseln.) 

Jahr (jeweils Stand 31.12.) Zahl der genehmigten Taxen 

2021 441 

2022 441 

2023 439 

2024 438 

2025 456 

1. Juni 2026 423 
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3. Wie viele Genehmigungen für den Mietwagenverkehr sind in Bremen 
aktuell erteilt und wie hat sich die Zahl in den vergangenen fünf Jahren 
entwickelt? (Bitte nach Jahren getrennt aufschlüsseln.) 

Jahr (jeweils Stand 31.12.) Zahl der genehmigten Mietwagen 

2021 143 

2022 140 

2023 108 

2024 152 

2025 375 

1. Juni 2026 459 

4. Wie viele dieser Mietwagengenehmigungen entfallen auf Unternehmen, 
deren Aufträge ganz oder überwiegend über Vermittlungsplattformen 
abgewickelt werden? 

Mit Stand vom 1. Juni 2026 werden in der Stadtgemeinde Bremen 334 
Mietwagen für plattformvermittelte Fahrten eingesetzt. 

5. Wie viele rollstuhlgerechte Taxen sind in Bremen und Bremerhaven 
aktuell im Einsatz, und wie bewertet der Senat die Versorgungslage für 
mobilitätseingeschränkte Personen? 

In der Stadtgemeinde Bremen gibt es per 1. Juni 2026 47 Taxen, die 
Rollstuhlsitzendbeförderung anbieten. Auf alle in der Stadtgemeinde 
Bremen genehmigten Taxen bezogen ergibt sich eine Quote von 11 
Prozent. In Bremerhaven gibt es 102 genehmigte Taxen, davon 15 
Taxen mit der Möglichkeit der Rollstuhlsitzendbeförderung. Die Quote 
für Bremerhaven beträgt 15 Prozent. Damit ist das Bundesland Bremen 
gut aufgestellt. Die Quote ist im Vergleich zu anderen Städten hoch. 
Berlin hatte 2025 nach einem Bericht des Senders Rundfunk Berlin-
Brandenburg (RBB) eine Quote von 2,6 Prozent Inklusionstaxen. In 
Hamburg liegt die Quote bei 2,4 Prozent. 

6. Sind dem Senat Angebote von Mietwagenunternehmen 
beziehungsweise Vermittlungsplattformen in Bremen bekannt, die eine 
Beförderung mobilitätseingeschränkter Personen im Rollstuhl sitzend 
ermöglichen? 

Dem Senat sind in der Stadtgemeinde Bremen keine 
Mietwagenunternehmen bekannt, die Rollstuhlsitzendbeförderung 
anbieten. 
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7. Welche Bedeutung misst der Senat der flächendeckenden 
Verfügbarkeit barrierefreier Beförderung als Teil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge bei? 

Der Senat betrachtet die flächendeckende Verfügbarkeit barrierefreier 
Beförderungsmöglichkeiten als einen zentralen Bestandteil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge, da sie die gleichberechtigte Teilhabe 
aller Bürgerinnen und Bürger am gesellschaftlichen Leben sicherstellt. 
Daher sind alle BSAG-Linienfahrzeuge Niederflurfahrzeuge. Alle Busse 
besitzen eine Kneelingfunktion (Absenkung). Um unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Haltestelleninfrastruktur den 
Fahrgästen mit Rollstuhl einen barrierefreien Einstieg zu ermöglichen, 
besitzen alle Linienfahrzeuge eine fahrzeuggebundene Einstiegshilfe.  

8. Welche Bedeutung misst der Senat der Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Ansbach vom 17. Februar 2026 zur Stärkung der 
Auskunftsrechte der Genehmigungsbehörde gegenüber 
Mietwagenunternehmer:innen bei? 

Der Senat wertet die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Ansbach 
vom 17. Februar 2026 (Aktenzeichen AN 10 S 25.2871) als wichtiges 
Instrument zur rechtlichen Stärkung der Genehmigungsbehörden. Das 
Urteil bestätigt, dass Genehmigungsbehörden von 
Mietwagenunternehmen anlasslose, verhältnismäßige 
Datenerhebungen (zum Beispiel durch Erhebungsbögen) zur 
Überwachung und Entscheidungsvorbereitung einfordern dürfen, ohne 
dass die Auskunft mit Verweis auf Geschäftsgeheimnisse oder 
Datenschutz nach der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
verweigert werden kann. 

9. Wie steht der Senat grundsätzlich zu einer stärkeren Regulierung des 
Mietwagengewerbes in Bremen? 

Der Senat ist der Auffassung, dass die bestehenden 
Wettbewerbsverzerrungen zugunsten des Mietwagengewerbes 
gegenüber dem Taxenmarkt ausgeglichen werden müssen, um die 
Daseinsvorsorge auch weiterhin sicherstellen zu können. 

10. Welche Änderungen am Personenbeförderungsgesetz hält der Senat 
zur wirksamen Regulierung des plattformvermittelten 
Mietwagenverkehrs für erforderlich? 

Zur effektiven Regulierung des plattformvermittelten 
Mietwagenverkehrs sind vor allem digitale Transparenz und die 
Schließung von Kontrolllücken erforderlich. Eine verpflichtende 
Datenübermittlung von Plattformvermittlern an die 
Genehmigungsbehörden und die Beseitigung von 
Wettbewerbsverzerrungen gegenüber dem klassischen Taxigewerbe 
bilden die Basis. Plattformvermittler sollten zusätzlich der behördlichen 
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Kontrolle unterstellt werden. Ausnahmegenehmigungen zur Befreiung 
von der Pflicht einen Mietwagen mit einem Wegstreckenzähler 
auszustatten, sollten für Plattformvermittelte Mietwagen nicht mehr 
ausgestellt werden dürfen. Ein öffentliches Konzessionsregister, 
angelehnt an die Verkehrsunternehmensdatei (VUDat) würde für mehr 
Transparenz sorgen und dazu beitragen, zu verhindern, dass 
Mietwagenunternehmen ohne Lizenz auf dem Markt agieren. 

11. Welche Initiativen hat der Senat auf Bundesratsebene hierzu ergriffen 
oder plant er zu ergreifen? 

Bislang wurden keine Maßnahmen auf Bundesratsebene ergriffen. 
Aktuell sind auch keine Initiativen geplant. Die aktuelle Problematik ist 
aber Gegenstand der Erörterung entsprechender Fachgremien des 
Bundes mit den Ländern, hier wird gemeinsam an tragfähigen, 
durchsetzbaren und rechtskonformen Lösungen gearbeitet.  

12. Wie bewertet der Senat das Mindestbeförderungsentgelt als 
Instrument zum Schutz des Taxigewerbes und eines fairen 
Wettbewerbs zwischen Taxen und Mietwagenangeboten? 

Der Senat bewertet das Mindestbeförderungsentgelt (MBE) als 
wichtiges Instrument zur Wiederherstellung fairer 
Wettbewerbsbedingungen („Level Playing Field") zwischen dem 
Taxigewerbe und plattformvermittelten Mietwagen. Es soll 
Preisdumping verhindern, die Existenz des Taxenmarktes sichern und 
einen ruinösen Wettbewerb zulasten des Taxiverkehrs und zulasten der 
Fahrerinnen und Fahrer in beiden Bereichen unterbinden. 
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